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Entwurf eines Gesetzes über den Einfluß von 
Eignungsübungen der Streitkräfte auf Vertrags- 
verhältnisse der Arbeitnehmer und Handels- 
vertreter sowie auf Beamtenverhältnisse 
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nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 143. Sitzung am 24. Juni 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 beschlossen, die sich aus Anlage 2 ergebenden 
Änderungen vorzuschlagen. 

Die Bundesregierung nimmt dazu gemäß Anlage 3 Stellung. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c, Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den Einfluß von Eignungsübungen der Streitkräfte auf Vertragsverhältnisse 
der Arbeitnehmer und Handelsvertreter sowie auf Beamtenverhältnisse 

(Eignungsübungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

Arbeitsverhältnis bei Einberufung 

(1) Wird ein Arbeitnehmer auf Grund 
freiwilliger Verpflichtung zu einer Übung 
zur Auswahl von freiwilligen Soldaten (Eig- 
nungsübung) einberufen, so ruht das Ar- 
beitsverhältnis während der Eignungsübung 
bis zur Dauer von vier Monaten. Die Eig- 
nungsübung beginnt nicht vor Ablauf von 
vier Wochen nach dem Tage, an dem dem 
Arbeitgeber der Übungsbeginn mitgeteilt 
worden ist; diese Frist kann mit Zustim- 
mung des Arbeitgebers verkürzt werden. 

(2) Ein befristetes Arbeitsverhältnis wird 
durch die Einberufung zu einer Eignungs- 
übung nicht verlängert; das gleiche gilt, 
wenn ein Arbeitsverhältnis aus sonstigen 
Gründen während der Eignungsübung ge- 
endet hätte. 

§2 

Kündigungsverbot für den Arbeitgeber 

(1) Der Arbeitgeber darf das Arbeitsver- 
hältnis während der Eignungsübung nicht 
kündigen. Das Recht zur außerordentlichen 
Kündigung aus Gründen, die nicht in der 
Teilnahme des Arbeitnehmers an einer Eig- 
nungsübung liegen, bleibt unberührt. 

(2) Aus Anlaß der Teilnahme des Arbeit- 
nehiners an einer Eignungsübung darf der Ar- 
beitgeber das Arbeitsverhältnis vor und nach 
der Eignungsübung nicht kündigen. Muß der 
Arbeitgeber aus dringenden betrieblichen Er- 


fordernissen (S 1 Abs.i2 des Kündigungsschutz- 
gesetzes) Arbeitnehmer entlassen, so darf bei 
der Auswahl der zu Entlassenden die Teil- 
nahme eines Arbeitnehmers an einer Eig- 
nungsübung nicht zu dessen^ Ungunsten be- 
rücksichtigt werden. Kündigt der Arbeit- 
geber, nachdem rieh der Arbeitnehmer bei 
den Streitkräften zur Teilnahme an einer 
Eignungsübung gemeldet hat oder innerhalb 
von sedis Monaten im Anschluß an die Eig- 
nungsübung, so wird vermutet, daß die Kün- 
digung aus Anlaß der Teilnahme an einer 
Eignungsübung ausgesprochen worden ist. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gel- 
ten auch, wenn der Arbeitgeber vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes dem Arbeitnehmer 
wegen einer beabsichtigten Teilnahme an 
einer Eignungsübung gekündigt hat. 

.§ 3 - 

Ende des Arbeitsverhältnisses 

(1) Bleibt der Arbeitnehmer im Anschluß 
an die Eignungsübung als freiwilliger Soldat 
in den Streitkräften, so endet das Arbeits- 
verhältnis mit Ablauf der Eignungsübung. 
Die zuständige Dienststelle der Streitkräfte 
hat den Arbeitgeber zwei Wochen vor dem 
Ende der Eignungsübung die beabsichtigte 
weitere Verwendung des Arbeitnehmers in 
den Streitkräften und das Ende der Eig- 
nungsübimg unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
auA, wenn der Arbeitnehmer die Eignungs- 
übung über vier Monate hinaus freiwillig 
fortsetzt. 
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§ 4 

Werkwohnung 

Eine Werkwohnung ist für die Dauer der 
Eignungsübung weiterzugewähren. Bildet die 
Überlassung der Werkwohnung einen Teil 
des Arbeitsentgelts, so hat der Arbeitnehmer 
für die Weitergewährung eine angemessene 
Entschädigung zu zahlen. Für sonstige Sach- 
bezüge aus dem Arbeitsverhältnis gilt Ent- 
sprechendes. 

§ 5 

Vorschriften für Handelsvertreter 

(1) Das Vertragsverhältnis zwischen einem 
Handelsvertreter und einem Unternehmer 
wird durch die Einberufung zu einer Eig- 
nungsübung nicht gelöst. 

(2) Der Handelsvertreter hat während der 
Eignungsübung gegen den Unternehmer 
keinen Anspruch auf Ersatz seiner im regel- 
mäßigen Geschäftsbetrieb entstandenen Auf- 
wendungen. 

(3) Aus Anlaß der Teilnahme des Handels- 
vertreters an einer Eignungsübung darf der 
Unternehmer das Vertragsverhältnis nicht 
kündigen. Hat sich der Handelsvertreter bei 
den Streitkräften zur Teilnahme an einer 
Eignungsübung gemeldet, so wird für Kün- 
digungen bis zum Ende der Eignungsübung 
vermutet, daß sie aus Anlaß der Teilnahme 
an einer Eignungsübung ausgesprochen wor- 
den sind. 

(4) Die Vorschriften des Absatzes 3 gelten 
audi, wenn der Unternehmer vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes dem Handelsvertreter 
v/egen einer beabsichtigten Teilnahme an 
einer Eignungsübung gekündigt hat. 

(5) Bleibt der Handelsvertreter im An- 
schluß an die Eignungsübung als freiwilliger 
Soldat in den Streitkräften oder setzt er die 
Eignungsübung über vier Monate hinaus 
freiwillig fort, so gilt § 3 sinngemäß; ein 
Anspruch des Handelsvertreters auf Aus- 
gleich nach § 89 b des Handelsgesetzbuches 
besteht nicht. 

§ 6 

Ausschluß von Nachteilen 

(1) Aus der Teilnahme an einer Eignungs- 
übung soll dem Arbeitnehmer ln beruflicher 
und betrieblicher Hinsicht und dem Handels- 
vertreter in seinen vertraglichen Beziehungen 
zu dem Unternehmer kein Nachteil erwach- 
sen. 


(2) Die Bundesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung das Nähere hinsichtlich 
des Urlaubs, der zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung, der betrieblichen 
Penslons- und Urlaubskassen, der Zulagen 
und sonstigen Rechte, die sich ausschließlich 
aus der Dauer der Zugehörigkeit zum Be- 
ruf, zum Betrieb oder zur Verwaltung oder 
aus der Dauer des Vertragsverhältnisses er- 
geben. 

§ 7 

Vorschriften für Beamte und Richter 

(1) Ein Beamter oder Richter, der zu einer 
Eignungsübung einberufen wird, ist für die 
Dauer der Eignungsühung ohne Dienstbe- 
züge iDeurlaubt. § 1 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 
gilt sinngemäß. 

(2) Der Beamte oder Richter darf aus An- 
laß der Teilnahme an einer Eignungsübung 
nicht entlassen werden. Eine Entlassung, die 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes mit Rück- 
sicht auf eine beabsichtigte Teilnahme an 
einer Eignungsübung ausgesprochen wurde, 
ist unwirksam. § 2 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt 
sinngemäß. 

(3) Das Besoldungsdienstalter oder das 
Diätendienstalter werden um die Zelt der 
Eignungsübung nidit gekürzt. Die außer- 
planmäßige Mindestdienstzeit und die Probe- 
zeit werden um die Zeit der Eignungsübung 
nidit verlängert. 

(4) Der Vorbereitungsdienst wird um die 
Zeit der Eignungsübung verlängert. Die Ver- 
zögerungen, die sich aus der Verlängerung 
des Vorbereitungsdienstes für den Beginn 
des Diätendienstalters und im Falle der un- 
mittelbaren Anstellung für den Beginn des 
Besoldungsdienstalters ergeben, sind auszu- 
gleichen. Die außerplanmäßige Mindest- 
chenstzeit und die Probezeit werden um die 
Zeit der Verzögerung gekürzt. 

(5) Die Zeit der Eignungsübung ist ruhe- 
gchaltfähig. 

(6) Der Urlaub zur Teilnahme an einer 
Eignungsübung wird auf Erholungsurlaub 
nicht angerechnet. 

(7) Bleibt der Beamte oder Richter im An- 
schluß an die Eignungsübung als freiwilliger 
Soldat in den Streitkräften, so ist er mit Ab- 
lauf der Eignungsübung aus seinem bisheri- 
gen Dienstverhältnis entlassen. Setzt der Be- 
amte oder Richter die Eignungsübung über 
vier Monate hinaus freiwillig fort, so ist der 
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Urlaub einmalig bis zur Dauer von vier Mo- 
naten verlängert. § 3 Abs. 1 Satz 2 gilt sinn- 
gemäß. 

§ 8 

Gesetzlidie Krankenversicherung 

(1) Während der Eignungsübung ruht die 
Versichertenkrankenhilfe. 

(2) Für die Berechnung des Beitrages, des 
Sterbegeldes und von Barleistungen der Fa- 
milienhilfe ist der letzte Grundlohn des Ver- 
sicherten vor Beginn der Eignungsübung 
maßgebend. 

(3) Bei Arbeitnehmern hat der Arbeitge- 
ber, bei Arbeitslosen hat das Arbeitsamt Be- 
ginn und Ende der Eignungsübung der zu- 
ständigen Krankenkasse unverzüglich zu 
melden. Freiwillig Versicherte haben diese 
Meldung selbst zu erstatten. 

(4) Für die Zeiten der Teilnahme an der 
Eignungsübung zahlt der Bund die Beiträge 
nach dem um ein Drittel gekürzten Beitrags- 
satz der Kasse. 


§ 9 


Gesetzliche Rentenversicherung 


(1) In den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen gelten für die Erfüllung der Wartezeit 
und der Erhaltung der Anwartschaft die 
Zeiten der Teilnahme an der Eignungsübung 
als Ersatzzeit, wenn das Versicherungs Ver- 
hältnis vorher bestanden hat. 


(2) Für die Halbdeckung (§ 1265 der Reichs- 
versicherungsordnung) werden die Zeiten 
der Teilnahme an der Eignungsübung nicht 
mitgezählt, wohl aber die in dieser Zeit ent- 
richteten Beiträge. 

(3) Beiträge zur Höherversicherung kön- 
nen für die Übungszeit entrichtet werden. 


§ 10 

Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenfürsorge 

(1) Durch die Teilnahme an der Eignungs- 
übung wird eine bestehende Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit nicht berührt. 


(2) Für die Abgeltung von Sperrfristen 
stehen Zeiten der Teilnahme an der Eig- 
nungsübung Zeiten einer versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung gleich. 

(3) Zelten der Teilnahme an der Eignungs- 
übung, die nicht zur Erfüllung einer An- 
wartschaft dienen können oder die nicht 
zur Erfüllung einer neuen Anwartschaft aus- 
reichen, werden bei der Feststellung der An- 
wartschaft nicht in die Rahmenfrist einge- 
rechnet. Die Rahmenfrist verlängert sich bei 
Einrechnung dieser und anderer Erweite- 
rungszeiten im Höchstfälle auf zwei Jahre. 

(4) Bei der Bemessung der Arbeitslosen- 
unterstützung bleiben die Zeiten der Teil- 
nahme an der Eignungsübung außer Be- 
tracht. Stehen infolgedessen weniger als drei- 
zehn Wochen versicherungspflichtiger Be- 
schäftigung zur Verfügung, so ist nach dem 
durchschnittlichen Arbeitsentgelt dieses Zeit- 
raumes zu bemessen. 

(5) Für Zeiten der Teilnahme an der Eig- 
nungsübung zahlt der Bund die Beiträge, so- 
fern ihre Erhebung nicht auf Grund anderer 
Rechtsvorschriften unterbleibt. 

(6) Für die Bemessung der Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung gilt Absatz 4 Satz 1 
entsprechend. 


§ 11 


Geltungsdauer des Gesetzes und Anwendung 
früherer Vorschriften 


(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft; es tritt nach drei 
Jahren außer Kraft, jedoch bleiben die auf 
Grund dieses Gesetzes entstandenen Rechte 
und Pflichten unberührt. 

(2) Die früheren Bestimmungen über den 
Einfluß des Wehrdienstes auf Rechtsverhält- 
nisse des Arbeits- und Beamtenrechts sowie 
auf das Recht der Sozialversicherung, der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenfürsorge sind bei Teilnahme an einer 
Eignungsübung nicht anzuwenden. 
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Begründung 


I. Allgememes 

1. Eine reibungslose und schnelle Aufstellung 
der Streitkräfte ist nur dann möglich, wenn 
in der Anfangszeit genügend tüchtige Offi- 
ziere und Unteroffiziere zur Verfügung 
stehen, denen die Führung der Streitkräfte 
sowie die Ausbildung und Betreuung der neu 
eintretenden Rekruten anvertraut werden 
kann. Um die geeigneten Ausbilder zu er- 
halten, müssen die Streitkräfte auf ehemalige 
(gediente) Soldaten zurückgreifen. Die Streit- 
kräfte sind gezwungen, sich nach sorgfälti- 
gen Annahmeverfahren in kürzester Frist 
darüber schlüssig zu werden, ob ein Offi- 
zier, Wehrmachtbeamter oder Unteroffizier 
der früheren deutschen Wehrmacht in die 
neuen Streitkräfte als freiwilliger Soldat 
übernommen werden kann. Zu diesem 
Zweck sind Eignungsübungen vorgesehen. 
Sie sollen den Streitkräften die Möglichkeit 
geben, die Bewerber auf ihre Eignung und 
Befähigung zu überprüfen. Andererseits sol- 
len sidi die Bewerber während der Übung 
darüber klar werden, ob sie sich für den 
Dienst in den neuen Streitkräften verpflich- 
ten wollen. 

Die Eignungsübungen sollen vier Monate 
dauern. Die Teilnehmer sind während der 
Dauer der Übung Soldat und leisten Wehr- 
dienst. 

2. Das vorliegende Gesetz will den Einfluß 
dieser Eignungsübungen auf die Arbeits- und 
Beamtenverhältnisse regeln. Grundgedanke 
des Gesetzes ist, dem Arbeitnehmer seinen 
Arbeitsplatz und dem Beamten sein Amt zu 
erhalten, um ihm bei erfolgloser Teilnahme 
an einer Eignungsübung eine Rückkehr in 
seine alte Stellung zu ermöglichen. Ihm sol- 
len aus der Abwesenheit, die durch die Teil- 
nahme an einer Eignungsübung veranlaßt 
war, keine Nadtteile erwachsen. Deshalb ist 
bestimmt, daß das Arbeitsverhältnis wäh- 
rend dieser Zeit ruht und daß der Beamte 
für die Dauer der Übung beurlaubt ist. Fer- 
ner war es notwendig, dem Arbeitnehmer 
einen erhöhten Kündigungsschutz zuzubilli- 
gen. Denn die Bestimmung über das Ruhen 
des Arbeitsverhältnisses wäre praktisch 
wertlos, wenn der Arbeitgeber das Arbeits- 
verhältnis wegen Teilnahme des Arbeitneh- 
mers an einer Eignungsübung lösen könnte. 

Ein uneingeschränktes Kündigungsverbot er- 
schien zur Wahrung der Arbeitgeberinter- 


essen nicht vertretbar. Die Arbeitsverhält- 
nisse der Übungsteilnehmer sind demzufolge 
nicht schlechthin unkündbar. Sie können 
vielmehr aus wichtigen Gründen, die nicht 
in der Teilnahme des Arbeitnehmers an 
einer Eignungsübung liegen, fristlos gelöst 
werden. Für die Zelt vor und nach der Eig- 
nungsübung ist auch eine ordentliche Kündi- 
gung zulässig, sofern sie nicht aus Anlaß der 
Teilnahme des Arbeitnehmers an einer Eig- 
nungsübung ausgesprochen wird. 

Dem berechtigten Interesse des Arbeitgebers, 
eine kurzfristige Herauslösung des Arbeit- 
nehmers aus dem Betrieb zu vermeiden, ist 
dadurch Redinung getragen, daß das Ruhen 
des Arbeitsverhältnisses nicht vor Ablauf 
von vier Wochen beginnt, nachdem dem Ar- 
beitgeber der Übungsbeginn mitgeteilt wor- 
den ist. 

3. Das Gesetzgebungsrecht des Bundes folgt 
aus Art. 73 Nr. 1 GG ln der Fassung des 
Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes 
vom 26. März 1954 (BGBl. I S. 45). 

11. Begründung der Einzelbestimmungen 
Zu § 1 

Abs. 1: Die Vorschrift enthält den Grund- 
gedanken des Gesetzes: das Arbeitsverhält- 
nis soll durch die Teilnahme eines Arbeit- 
nehmers an einer Eignungsübung nicht ge- 
löst werden, sondern für die Dauer der 
Übung ruhen. Das bedeutet, daß die Haupt- 
pflichten für beide Vertragspartner vorüber- 
gehend entfallen: für den Arbeitnehmer die 
Pflicht zur Arbeitsleistung, für den Arbeit- 
geber die Pflicht zur Zahlung von Arbeits- 
entgelt. Der Übungstellnehmer bleibt aber 
Betriebsangehöriger und behält seine Arbeit- 
nehmereigenschaft. 

Das Ruhen tritt mit dem Tage ein, an dem 
die Eignungsübung beginnt; das Ist der Tag, 
zu dem der Arbeitnehmer einberufen wird. 
Das Ruhen endet mit Abschluß der Eig- 
nungsübung; das ist der Tag der Entlassung 
des Arbeitnehmers aus den Streitkräften. 

Die Eignungsübungen sollen vier Monate 
dauern. Deshalb ist für das Ruhen des Ar- 
beitsverhältnisses diese Zeit als Höchstgrenze 
festgesetzt. 

Zu einer Eignungsübung können nur Arbeit- 
nehmer einberufen werden, die sich vorher 



freiwillig verpflichtet haben, an einer Eig- 
nungsübung teilzunehmen. Satz 1 stellt dies 
ausdrücklich klar. Die Frist zwischen Zugang 
der Einberufung und Beginn der Übung 
wird in der Regel sechs bis acht Wochen be- 
tragen. 

Der Arbeitnehmer hat den Einberufunes- 
bescheid unverzüglich seinem Arbeitgeber 
vorzulegen. Diese Pflicht ergibt sich unmit- 
telbar aus dem Arbeitsverhältnis. Sie ist ein 
Ausfluß der dem Arbeitnehmer obliegenden 
Treupflicht und bedarf daher keiner beson- 
deren Erwähnung. Für den Arbeitgeber ist 
damit die Gewähr gegeben, daß der Arbeit- 
nehmer nicht überraschend und ohne vor- 
herige Benachrichtigung seinen Arbeitsplatz 
verläßt. Damit dem Arbeitgeber in jedem 
Fall eine Frist von vier Wochen bleibt, ist in 
Satz 2 vorgeschrieben, daß die Eignungs- 
übung — und damit auch das Ruhen des 
Arbeitsverhältnisses — nicht vor Ablauf von 
vier Wochen beginnt, nachdem dem Arbeit- 
geber der Übungsbeginn* mitgeteilt worden 
ist. Diese Bestimmung wird jedoch nur aus- 
nahmsweise praktisch werden. Im Regelfall 
wird dem Arbeitgeber bis zum Ausscheiden 
des Arbeitnehmers eine längere Frist zur 
Verfügung stehen. 

Bei ganz kurzfristigen Einberufungen von 
Übungsteilnehmern ist der Arbeitnehmer 
nicht berechtigt, seinen Arbeitsplatz vor Ab- 
lauf der Vier-Wochenfrist zu verlassen. Er 
darf es nur dann, wenn der Arbeitgeber 
damit einverstanden ist. Im Falle des Einver- 
ständnisses tritt das Ruhen des Arbeitsver- 
hältnisses entsprechend früher ein. 

Abs. 2: Die Vorschrift befaßt sich mit den 
Arbeitsverhältnissen auf Zeit (befristete Ar- 
beitsverhältnisse), die während der Dauer 
einer Eignungsübung enden. Sie will klarstel- 
len, daß die Arbeitsverhältnisse bis zum 
Ende der Eignungsübung nicht verlängert 
werden. Mit dem Ende des Arbeitsverhält- 
nisses verliert daher der Übungsteilnehmer 
seine Arbeitnehmereigenschaft. 

Das gleiche soll gelten, wenn ein Arbeitsver- 
hältnis während der Eignungsübung aus 
anderen Gründen als durch Zeitablauf endet. 
Als Beendigungsgründe kommen vor allem 
in Betracht: Aufhebung des Arbeitsverhält- 
nisses durch Vertrag und zulässige Kündi- 
gung durch den Arbeitgeber. Hatte der Ar- 
beitgeber bereits vor Einberufung des Ar- 
beitnehmers zu einer Eignungsübung ord- 
nungsgemäß gekündigt und läuft die Kündi- 


gungsfrist während der Eignungsübung ab, 
dann endet das Arbeitsverhältnis zu diesem 
Zeitpunkt. Während einer Eignungsübung 
ist nur eine außerordentliche Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses möglich. (Näheres dar- 
über bei § 2). Schließlidi kann ein Arbeits- 
verhältnis während einer Eignungsübung 
auch durch Zweckerreichung enden. 

Zu § 2 

Die Vorschrift schränkt die Kündigungs- 
befugnis des Arbeitgebers ein, und zwar so- 
wohl die Befugnis zur außerordentlichen 
(fristlosen) wie auch die zur ordentlichen (be- 
fristeten) Kündigung. Ein uneingeschränk- 
tes Kündigungsverbot besteht gegenüber 
Übungsteilnehmern nicht. Der Arbeitgeber 
darf nur die Tatsache der Teilnahme eines 
Arbeitnehmers an einer Eignungsübung 
niAt als Kündigungsgrund verwerten, d. h. 
er darf aus diesem Grunde dem Arbeitneh- 
mer niAt kündigen. Aus anderen wiAtigen 
Gründen kann der Arbeitgeber das Arbeits- 
verhältnis fristlos lösen (§ 626 BGB). 

Abs. 1: Das Interesse des Arbeitnehmers an 
der AufreAterhaltung seines Arbeitsverhält- 
nisses ist besonders sAutzwürdig für die Zeit 
seiner Abwesenheit vom Betrieb. Eine Kün- 
digung während der Eignungsübung würde 
ihn sAwer belasten. Der ZweA dieses Ge- 
setzes, dem Arbeitnehmer bei erfolgloser 
Teilnahme an einer Eignungsübung die 
Rückkehr zu seinem alten Arbeitsplatz zu 
ermögliAen, kann deshalb nur erreiAt wer- 
den, wenn die Kündigungsbefugnis des Ar- 
beitgebers weitgehend eingesAränkt wird. 
Satz 1 bestimmt daher, daß der Arbeitgeber 
das Arbeitsverhältnis während der Eignungs- 
übung niAt kündigen darf. 

Das ReAt zur außerordentliAen Kündigung 
aus wichtigen Gründen soll unberührt blei- 
ben (Satz 2). Dem Arbeitgeber kann niAt 
zugemutet werden, den Arbeitsplatz für 
einen Übungsteilnehmer freizuhalten, wenn 
das Verhalten dieses Arbeitnehmers naA 
dem geltenden ReAt eine fristlose Lösung 
seines Arbeitsverhältnisses zuließe. Allerdings 
sAeidet die ' Teilnahme an einer Eignunp^s- 
übung als wiAtiger Grund für eine Kündi- 
gung aus; Satz 2 stellt dies ausdrüAliA klar. 

Abs. 2: Ein KündigungssAutz für die 
Dauer der Übung wäre niAt ausreiAend. 
Der Arbeitnehmer muß bereits vor Beginn 
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der Übung vor einer Entlassung geschützt 
werden, die mit Rücksicht auf seine bevor- 
stehende Teilnahme an einer Eignungsübung 
ausgesprochen werden könnte. Deshalb er- 
weitert Absatz 2 Satz 1 den Kündigungs- 
schutz auf die Zeit vor der Eignungsübung 
und verbietet eine Kündigung aus Anlaß der 
Teilnahme an einer Eignungsübung. Der Ar- 
beitgeber soll aus diesem Grunde das Ar- 
beitsverh'ältnis weder fristlos noch im Wege 
der ordentlichen Kündigung lösen können. 

Das gleiche soll für die Zeit nach der Eig- 
nungsübung gelten, falls der Arbeitnehmer 
nach erfolgloser Teilnahme in den Betrieb 
zurückkehrt. 

Bei Entlassungen wegen dringender betrieb- 
lidier Erfordernisse nach § 1 Abs. 2 Kün- 
digungsschutzgesetz sind Übungsteilnehmer 
besonders gefährdet, weil der Arbeitgeber 
damit rechnen muß, daß diese Arbeitnehmer 
in Kürze ohnehin endgültig aus dem Betrieb 
ausscheiden. Damit sidi der Arbeitgeber 
nidit von solchen Erwägungen leiten läßt, 
bestimmt Absatz 2 Satz 2, daß der Arbeit- 
geber bei Auswahl der zu Entlassenden die 
Teilnahme eines Arbeitnehmers an einer Eig- 
nungsübung nicht zu dessen Ungunsten be- 
rücksichtigen darf. 

Da die Arbeitsverhältnisse der Übungsteil- 
nehmer nicht schlechthin unkündbar sind, ist 
es denkbar, daß der Arbeitgeber eine Kün- 
digung auf einen an sich zulässigen Kündi- 
gungsgrund stützt, obgleich der wahre 
Grund zur Kündigung die Teilnahme des 
Arbeitnehmers an einer Eignungsübung ist. 
Gegen solche „frisierte Kündigungen“ muß 
der Arbeitnehmer geschützt werden. Ab- 
satz 2 Satz 3 stellt daher eine gesetzliche Ver- 
mutung auf. Danach wird bei jeder Kündi- 
gung, die der Arbeitgeber nach der Meldung 
des Arbeitnehmers zur Eignungsübung aus- 
spricht, vermutet, daß es sich um eine unzu- 
lässige Kündigung im Sinne des Absatzes 2 
Satz 1 handelt. Wird das Arbeitsverhältnis 
nach erfolgloser Teilnahme an einer Eig- 
nungsübung fortgesetzt, dann soll die Ver- 
mutung auch für Kündigungen gelten, die 
während der folgenden sechs Monate ausge- 
sprochen werden. Eine derartige zeitliche Be- 
grenzung erscheint im Interesse des Arbeit- 
gebers notwendig. Der Arbeitgeber kann die 
Vermutung entkräften. Er trägt dafür die 
Behauptungs- und Beweislast. 

Abs. 3: Zweck des Absatzes 2 ist es, den Ar- 
beitnehmer davor zu schützen, daß er aus 


Anlaß der Teilnahme an einer Eignungs- 
übung seinen Arbeitsplatz verliert. Dieser 
Schutz wird wirksam mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. 

Arbeitnehmer können sich aber auch vor 
diesem Zeitpunkt zu Eignungsübungen ge- 
meldet haben. Es ist daher notwendig, den 
Kündigungsschutz auf diese Zeit auszudeh- 
nen. Andernfalls würde der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens darüber entscheiden, ob der 
Kündigungsschutz gewährt werden kann 
oder nicht. Das wäre unbillig; denn die 
Interessenlage und die Schutzwürdigkeit des 
Arbeitnehmers ist in jedem Falle gleich. 

Das Kündigungsrecht des Arbeitnehmers 
wird durch § 2 nicht berührt. Ihm steht es 
frei, bei Teilnahme an einer Eignungsübung 
sein Arbeitsverhältnis vorzeitig zu lösen. 

Zu § 3 

Abs. 1: Die Vorschrift regelt das Ende des 
Arbeitsverhältnisses, sofern der Arbeitneh- 
mer im Anschluß an die Eignungsübung als 
freiwiliger Soldat in den Streitkräften bleibt. 
Sie will verhindern, daß sich Arbeitsverhält- 
nis und Wehrdienstverhältnis überschneiden. 
Deshalb soll das Arbeitsverhältnis mit Ab- 
lauf der Eignungsübung kraft Gesetzes 
enden (Satz 1). 

Damit der Arbeitgeber von dem Ende des 
Arbeitsverhältnisses rechtzeitig Kenntnis er- 
hält, schreibt Satz 2 vor, daß die zuständige 
Dienststelle der Streitkräfte dem Arbeitgeber 
zwei Wochen vor dem Ende der Eignungs- 
übung die beabsichtigte weitere Verwendung 
des Arbeitnehmers in den Streitkräften mit- 
zuteilen und unverzüglich den Tag zu nen- 
nen hat, an dem die Eignungsübung endet. 

Abs. 2: Übungsteilnehmer, deren Eignung 
am Ende der Eignungsübung infolge von 
Krankheit oder aus sonstigen Gründen noch 
nicht endgültig zu beurteilen ist, können die 
Eignungsübung freiwillig fortsetzen. Ab- 
satz 2 stellt klar, daß auch in diesen Fällen 
das Arbeitsverhältnis kraft Gesetzes endet. 
Die Meldepflichten der Streitkräfte ergeben 
sich aus Absatz 1 Satz 2. 

Zu § 4 

Eine Werkwohnung soll dem Arbeitnehmer 
auf jeden Fall für die Dauer der Eignungs- 
übung belassen werden, auch wenn die Über- 
lassung (als Naturalleistung) einen Teil des 
Arbeitsentgelts darstellt. In diesem Fall muß 
allerdings der Arbeitnehmer dem Arbeit- 
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geber eine Entschädigung zahlen, da dem 
Arbeitnehmer während des Rühens des Ar- 
beitsverhältnisses kein Lohnanspruch zu- 
steht. Die Höhe der Entschädigung ist nach 
dem Anteil des Arbeitsentgelts zu bemessen, 
der durch die Gewährung der Werkwohnung 
abgegolten wurde. 

Für Sachbezüge (Naturalleistungen) gilt Ent- 
sprechendes. Die Vorschrift wird insbeson- 
dere bei verheirateten landwirtschaftlichen 
Arbeitern praktisch werden. 

Zu § 5 

Der selbständige Handelsvertreter ist Kauf- 
mann (§ 1 Abs. 2 Nr. 7 Handelsgesetzbuch 

— HGB). Sein Vertrag mit dem Unterneh- 
mer ist kein Arbeitsverhältnis, sondern ein 
Dienstvertrag, der eine Geschäftsbesorgung 
zum Gegenstand hat (§ 675 BGB), Diese 
vom Arbeitnehmer erheblich abweichende 
Stellung des Handelsvertreters machte es 
notwendig, eine Sonderregelung zu treffen. 

Abs. 1: Das Interesse des Handelsvertreters 
an der Aufrechterhaltung seines Dienstver- 
trages bei Teilnahme an einer Eignungs- 
übung ist im gleichen Maße schutzwürdig 
wie beim Arbeitnehmer. Deshalb soll das 
Vertragsverhältnis durch die Einberufung zu 
einer Eignungsübung nicht gelöst werden. 
Ein Ruhen der beiderseitigen Rechte und 
Pflichten — wie es für die Arbeitsverhält- 
nisse bestimmt ist — ist nicht vorgesehen, 
weil für die Provisionsansprüche des Han- 
delsvertreters, die auch während der Übung 
entstehen können, die §§ 87 ff. HGB maß- 
gebend bleiben sollen, 

Abs. 2: Kann der Handelsvertreter auf 
Grund einer getroffenen Vereinbarung oder 

— weil es handelsüblich Ist (§ 87 HGB) — 
vom Unternehmer Ersatz seiner Im regel- 
mäßigen Geschäftsbetrieb entstandenen Auf- 
wendungen verlangen, dann soll ihm dieser 
Anspruch für die Dauer der Übung nicht zu- 
stehen. Solange der Handelsvertreter seine 
Vermittlertätigkeit für den Unternehmer 
wegen Teilnahme an einer Eignungsübung 
nicht ausüben kann, ist dem Unternehmer 
nicht zuzumuten, für noch etwa anfallende 
Auslagen Ersatz zu leisten. 

Abs. 3 u n d 4: Die Bestimmung In Absatz 1 
ist nur sinnvoll, wenn sie durch einen ent- 
sprechenden Kündigungsschutz ergänzt wird. 
Der Umfang dieses Kündigungsschutzes war 


jedoch der Stellung des Handelsvertreters als 
eines selbständigen Kaufmanns anzupassen. 
Mit Rücksicht darauf erschien es nicht ver- 
tretbar, das Recht zur ordentlichen Kündi- 
gung während der Dauer der Eignungsübung 
ganz auszuschließen, wie es in § 2 Abs. 1 für 
Arbeitsverhältnisse vorgesehen ist. Es reicnt 
aus, wenn der Handelsvertreter gegen Kün- 
digungen geschützt wird, die Ihren Grund In 
der Teilnahme an einer Eignungsübung 
haben. Die gesetzliche Vermutung, daß es 
sich um unzulässige Kündigungen handelt, 
soll beim Handelsvertreter nur bis zum Ende 
der Eignungsübung reichen. Absatz 4 er- 
streckt den Kündigungsschutz auf die Zeit 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes. Die 
Gründe hierfür sind die gleichen, wie sie zu 
§ 2 Abs. 3 dargelegt worden sind. 

Abs. 5: Bleibt der Handelsvertreter als frei- 
williger Soldat In den Streitkräften, soll ver- 
mieden werden, daß sich das privatrechtliche 
Vertragsverhältnis und das öffentlich-recht- 
liche Wehrdienstverhältnis überschneiden. 
Deshalb soll für Handelsvertreter die gleiche 
Regelung gelten, wie sie In § 3 für Arbeit- 
nehmer vorgesehen ist: die Vertragsverhält- 
nisse enden mit Ablauf der Eignungsübung 
kraft Gesetzes. 

Die Ausgleichsansprüche, die dem Handels- 
vertreter nach Beendigung des Vertragsver- 
hältnisses nach § 89 b HGB gegen den 
Unternehmer zustehen, entfallen, wenn der 
Handelsvertreter das Vertragsverhältnis 
selbst kündigt, ohne daß ein Verhalten des 
Unternehmers hierzu begründeten Anlaß 
gegeben hat (§ 89 b Abs. 3 HGB). Bei Be- 
endigung des Vertragsverhältnisses kraft Ge- 
setzes Im Falle der weiteren Verwendung des 
Handelsvertreters in den Streitkräften ist die 
Interessenlage ähnlich. Deshalb ist es gerecht- 
fertigt, den Handelsvertreter hinsichtlich 
dieser Ansprüche so zu stellen, wie er stehen 
würde, wenn er das Vertragsverhältnis selbst 
gekündigt hätte. 

Zu § 6 

Abs, 1: Die Vorschrift stellt den Grundsatz 
auf, daß dem Arbeitnehmer aus der Teil- 
nahme an einer Eignungsübung keine Nach- 
teile entstehen sollen. Die Auswirkungen der 
Vorschrift können sehr verschieden sein, je 
nadidem, um welche Vergünstigungen es sich 
handelt. Der Arbeitnehmer soll in jedem 
Fall so behandelt werden, als wenn das Ar- 
beitsverhältnis nicht geruht hätte. 
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Das gleiche soll für den Handelsvertreter gel- 
ten im Hinblick auf seine vertraglichen Be- 
ziehungen zum Unternehmer. 

Abs. 2: Eine nähere Ausgestaltung dieses 
Grundsatzes erscheint schon mit Rücksicht 
auf seine Bedeutung erwünscht. Hierzu sind 
jedoch zum Teil sehr komplizierte Einzel- 
bestimmungen erforderlich, die den Rahmen 
des sonst sehr knapp gefaßten Gesetzes 
sprengen würden. Deshalb sollen diese Vor- 
schriften einer Rechtsverordnung Vorbehal- 
ten bleiben. Der Inhalt der Rechtsverord- 
nung wird durch Absatz 2 im einzelnen fest- 
gelegt. Zweck und Ausmaß der zu treffenden 
Regelungen ergeben sich unmittelbar aus der 
Grundsatzvorschrift des Absatzes 1. 

Zu § 7 

Die Vorschrift will alle Beamte und Richter 
erfassen, gleichgültig, ob der Dienstherr der 
Bund, ein Land oder eine sonstige Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts ist. Eine solche 
Gleichstellung ist notwendig, um für alle 
Übungsteilnehmer gleiche Bedingungen zu 
schaffen. 

Bei jeder anderen Regelung wäre zu befürch- 
ten, daß diejenigen öffentlichen Verwaltun- 
gen, für die eine günstigere Regelung gilt, zu 
sehr durdi Freistellungen von Beamten für 
Eignungsübungen belastet werden. Bei der 
vorgesehenen Regelung besteht diese Gefahr 
nicht. Es ist vielmehr zu erwarten, daß sich 
der Kreis der Bewerber auf alle öffentlichen 
Verwaltungen im gesamten Bundesgebiet an- 
nähernd gleichmäßig verteilt. 

Sollten trotzdem einzelne Dienstherren be- 
sonders stark betroffen werden, dann wer- 
den die Streitkräfte bei der Auswahl der Be- 
werber und dem Festlegen der Einberufungs- 
termine dies berücksiditlgen und bestrebt 
sein, die Belastung auf alle Dienstherren an- 
gemessen zu verteilen. 

Abs. 1 : Für die Dauer der Eignungsübung 
Ist der Beamte beurlaubt. Während des Ur- 
laubs stehen ihm keine Dienstbezüge zu. Der 
Beamte, der sich zu einem Berufswechsel ent- 
schlossen hat und als freiwilliger Soldat in 
den neuen Streitkräften dienen will, soll be- 
reits während der Eignungsübung Gelegen- 
heit haben, sich über seinen neuen Beruf ein 
abschließendes Bild zu machen. Dazu ge- 
hören auch seine künftigen Dienstbezüge als 
Soldat. 


Der Urlaub wird — wie sich aus der Fassung 
des Satzes 1 ergibt — kraft Gesetzes ge- 
währt. Ein besonderer Urlaubsantrag des 
Beamten sowie eine Genehmigung dieses An- 
trages durch den Dienstvorgesetzten ist da- 
her nicht erforderlich. Insoweit entspricht 
die Vorschrift der in § 1 Abs. 1 vorgesehe- 
nen Regelung für Arbeitnehmer, wonach das 
Ruhen der Arbeitsverhältnisse ebenfalls 
kraft Gesetzes elntritt. 

Allerdings ist der Beamte — ebenso wie der 
Arbeitnehmer — verpflichtet, den Einbe- 
rufungsbescheid seinem Dienstvorgesetzten 
unverzüglich vorzulegen. Diese Pflicht ergibt 
sich aus seiner Treupflicht und bedarf daher 
keiner besonderen Erwähnung in diesem Ge- 
setz. In der Regel wird zwischen Vorlage des 
Einberufungsbescheids und Urlaubsbeginn 
eine Frist von sechs bis acht Wochen liegen 
(vgl. dazu die Begründung zu § 1 Abs. 1). 
In jedem Fall muß die Beschäftigungsbehörde 
vier Wochen vor Urlaubsbeginn von der 
Einberufung des Beamten oder Richters 
Kenntnis erhalten haben; ein früherer Ur- 
laubsbeginn bedarf der Zustimmung des 
Dienstvorgesetzten (Satz 2 In Verbindung 
mit § 1 Abs. 1 Satz 2). 

Die Verweisung auf § 1 Abs. 2 stellt klar, 
daß Beamtenverhältnisse auf Zeit, die wäh- 
rend einer Eignungsübung enden, nicht ver- 
längert werden. 

Abs. 2: Ebenso wie der Arbeitnehmer soll 
auch der Beamte und Richter nicht der Ge- 
fahr ausgesetzt werden, aus Anlaß der Teil- 
nahme an einer Eignungsübung sein Amt zu 
verlieren. Deshalb bestimmt Satz 1, daß eine 
Entlassung aus diesem Grunde nicht zulässig 
ist. Die weitere Ausgestaltung des Entlas- 
sungsschutzes entspricht der Regelung, wie 
sie in § 2 für Arbeitnehmer vorgesehen ist. 
Auf die Begründung zu dieser Vorschrift 
darf daher verwiesen werden. 

Abs. 3 bis 6: Beamte und Richter sollen 
durch die Teilnahme an einer Eignungsübung 
in beruflicher Hinsicht keine Nachteile er- 
leiden. Dieser allgemeine Grundsatz, der für 
die Arbeitnehmer im § 6 niedergelegt Ist, 
wird für die Beamten und Richter durch die 
Vorschriften der Absätze 3 bis 5 näher aus- 
gestaltet. Dies erscheint zweckmäßig, damit 
bei der Behandlung des Besoldungsdienst- 
alters und Diätendienstalters, der außerplan- 
mäßigen Mindestdienstzeit und Probezeit 
sowie der ruhegehaltfähigen Dienstzeit keine 
Zweifel auftauchen. 
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Eine Kürzung des Vorbereitungsdienstes ist 
im Interesse einer gründlichen und vollstän- 
digen Ausbildung nicht vertretbar. Deshalb 
soll sich der Vorbereitungsdienst um die 
Übungszeit verlängern. Die dadurch ent- 
stehende Verzögerung, die im Einzelfall 
mehr als vier Monate betragen kann, soll 
dadurch ausgeglichen werden, daß der Be- 
ginn des Diätendienstalters um diese Zeit 
vorzurücken ist. Das Diätendienstalter eines 
Übungsteilnehmers ist demnach so festzu- 
setzen, wie wenn der Beamte nicht an einer 
Eignungsübung teilgenommen hätte. Durch 
Kürzung der außerplanmäßigen Mindest- 
dienstzeit und Probezeit um die Zeit der 
Verzögerung wird erreicht, daß die Probe- 
zeit zu dem Zeitpunkt endet, zu dem sie 
ohne Teilnahme an einer Eignungsübung ge- 
endet hätte. 

A b s. 7: Bleibt der Beamte oder Richter im 
Anschluß an die Eignungsübung als freiwilli- 
ger Soldat in den Streitkräften, dann soll 
sein bisheriges Dienstverhältnis mit Ablauf 
der Eignungsübung kraft Gesetzes enden. 
Damit soll — ebenso wie bei den Arbeitsver- 
hältnissen — eine Überschneidung zwischen 
Beamtenverhältnis und Wehrdienstverhältnis 
vermieden werden. Die Formulierung „ist 
entlassen“ wurde mit Rücksicht auf § 29 
Bundesbeamtengesetz gewählt. 

Das Dienstverhältnis soll nicht enden, wenn 
der Beamte oder Richter die Eignungsübung 
freiwillig fortsetzt (vgl. dazu die Begründung 
zu § 3 Abs. 2). Eine Beendigung des Dienst- 
verhältnisses — wie dies für die Arbeitsver- 
hältnisse der Arbeitnehmer vorgesehen ist — 
wäre mit den Grundsätzen des Beamten- 
rechts nicht vereinbar. Eine Lösung des auf 
Lebenszeit begründeten Beamtenverhältnis- 
ses ist nur in denjenigen Fällen vertretbar, 
in denen der Beamte oder Richter nach er- 
folgreicher Teilnahme an der Eignungsübung 
für längere Zeit als freiwilliger Soldat in den 
Streitkräften bleibt. Da es sich bei einer frei- 
willigen Fortsetzung der Eignungsübung nur 
um eine vorübergehende, zeitlich eng be- 
grenzte Verwendung handelt, muß das Be- 
amtenverhältnis für die Dauer der Verlänge- 
rung der Eignungsübung aufrechterhalten 
werden. Absatz 7 Satz 2 bestimmt deshalb, 
daß sich in diesen Fällen der Urlaub verlän- 
gert, und zwar um die Zeit, um die die Eig- 
nungsübung fortgesetzt wird, höchstens je- 
doch um vier Monate. Die Urlaubsverlänge- 
rung tritt kraft Gesetzes ein; eines Urlaubs- 


antrags und einer Genehmigung bedarf es 
daher nicht. 

Satz 3 will klarstellen, daß bei weiterer Ver- 
wendung des Beamten oder Richters in den 
Streitkräften die in § 3 Abs. 1 Satz 2 fest- 
gelegten Meldepflichten gelten. 

Zu § 8 

Abs. 1 : Ebenso wie die Arbeitsverhältnisse 
sollen auch die sozialversicherungsrechtlichen 
Verhältnisse durch Teilnahme des Arbeitneh- 
mers an einer Eignungsübung nicht gelöst 
werden. Während der Übung wird jedoch 
der Arbeitnehmer im Falle einer Erkran- 
kung von den Streitkräften betreut. Deshalb 
bestimmt Absatz 1, daß für diese Zeit die 
Versichertenkrankenhilfe ruht. 

Abs. 2: Die Verpflichtung der Krankenkas- 
sen zur Familienhilfe (§§ 205 ff. Reichsver- 
sicherungsordnung — RVO) bleibt für die 
Dauer der Eignungsübung bestehen. Soweit 
Ansprüche davon abhängig sind, daß der 
Versicherte mit seinen Angehörigen in häus- 
licher Gemeinsdiaft lebt, ist die häusliche 
Gemeinschaft während der Teilnahme an der 
Übung als fortbestehend anzusehen. 

Für die Berechnung des Sterbegeldes und von 
Barleistungen der Familienhilfe soll der 
letzte Grundlohn des Versicherten vor Be- 
ginn der Eignungsübung maßgebend sein 
(§ 180 RVO, § 119 des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung — AVAVG). Die Festsetzung eines be- 
stimmten Grundlohnes als Berechnungs- 
grundlage ist notwendig, weil der Arbeitneh- 
mer für die Dauer der Eignungsübung weder 
Arbeitsentgelt noch Arbeitslosenunter- 
stützung oder Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung bezieht. 

Für die Berechnung des Beitrages während 
der Teilnahme an einer Eignungsübung gilt 
das gleiche. 

Abs. 3: Durch die Meldepflicht soll sicher- 
gestellt werden, daß die Krankenkassen 
rechtzeitig von der Teilnahme eines Ver- 
sicherten an einer Eignungsübung unterrich- 
tet werden. Dadurch ist die Gewähr gegeben, 
daß die für die Übungsteilnehmer geltenden 
Sonderbestimmungen von den Kassen ange- 
wendet werden. Bei freiwillig Versicherten, 
die Arbeitnehmer sind, obliegt die Melde- 
pflidit dem Arbeitgeber. Nur dann, wenn 
der freiwillig Versiclierte in keinem Arbeits- 
verhältnis steht, hat er die Meldungen selbst 
zu erstatten (Satz 2). 
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Abs. 4: Es erscheint nicht vertretbar, die 
Gemeinschaft der Versicherten mit den 
Mehraufwendungen zu belasten, die den 
Trägern der Krankenversicherung dadurch 
entstehen, daß für die Dauer der Eignungs- 
übung die Verpflichtung zur Familienhilfe 
unberührt bleibt, obwohl für diese Zeit die 
Beitragspflichten ruhen. Daher sollen wäh- 
rend der Übung die Beiträge vom Bund ge- 
zahlt werden, und zwar die Arbeitnehmer- 
und die Arbeitgeberanteile. Der Beitragssatz 
ist jedoch um ein Drittel niedriger. Diese 
Kürzung ist gerechtfertigt, weil während der 
Eignungsübung die Versichertenkrankenhilfe 
ruht (§ 8 Abs. 1). 

Zu § 9 

Da der Arbeitgeber infolge des Rühens des 
Arbeitsverhältnisses für die Zeit der Teil- 
nahme an der Eignungsübung kein Arbeits- 
entgelt zu zahlen hat, braucht er auch keine 
Beiträge zu den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen zu leisten. Um eine gegebenenfalls 
gefährdete Anwartschaft zu erhalten und 
sicherzustellen, daß die Übungszeit für die 
Erfüllung der Wartezeit berücksichtigt wird, 
müßte der Versicherte die Beiträge ein- 
schließlich der Arbeitgeberanteile selbst ent- 
richten. Dies erscheint unbillig. Deshalb soll 
die Zeit der Teilnahme an der Eignungs- 
übung für die Erfüllung der Wartezeit und 
die Erhaltung der Anwartschaft als Ersatz- 
zeit gelten. 

Abs. 2: Dem Grundgedanken des Gesetzes, 
die Übungsteilnehmer vor Nachteilen zu be- 
wahren, entspricht es auch, bei Berechnung 
der Halbdeckung nach § 1265 RVO die Zeit 
der Teilnahme an einer Eignungsübung nicht 
mitzuzählen, wohl aber die in dieser Zeit 
entrichteten Beiträge. 

Um eine ungleichmäßige Behandlung der 
Versicherten zu vermeiden, wird in den Ab- 
sätzen 1 und 2 kein Unterschied zwischen 
Pflichtversicherten und freiwillig Versicher- 
ten gemacht. 

Abs. 3: Nach dem Gesetz über die Höher- 
versicherung in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und Angestellten vom 14. März 
1951 (BGBl. I S. 188) ist eine freiwillige 
Höherversicherung nur zulässig, wenn der 
Versicherte Beiträge für die Pflichtversiche- 
rung, Selbstversicherung oder Weiterver- 
sicherung entrichtet (§ 2 des genannten Ge- 
setzes). Da die Teilnehmer an Eignungs- 
übungen für die Dauer der Übung keine Bei- 


träge zahlen (vgl. die Begründung zu Ab- 
satz 1), könnten sie auch für diese Zeit keine 
Beitragsmarken für die Höherversicherung 
kleben. Um diesen Nachteil auszuschließen, 
bestimmt Absatz 3 in Abweichung von § 2 
des genannten Gesetzes, daß für die Übungs- 
zeit Beiträge zur Höherversicherung entridi- 
tet werden können. 

Zu § 10 

Abs. 1: Die Vorschrift will sicherstellen, daß 
dem Teilnehmer an der Eignungsübung, der 
aus einer versicherungspflichtigen Besdiäfti- 
gung heraus einberufen wird, hinsichtlich der 
Begründung und der Dauer eines Anspruchs 
auf Leistungen aus der Arbeitslosenversiche- 
rung durch die Eignungsübung keine Nach- 
teile entstehen. Absatz 1 bestimmt deshalb, 
daß durch die Teilnahme an der Eignungs- 
übung ein bestehendes Versicherungsverhält- 
nis nicht berührt wird. 

Abs. 2: Wird ein Arbeitsloser, gegen den 
eine Sperrfrist verhängt worden ist (§§ 90 ff. 
AVAVG), zu einer Eignungsübung einberu- 
fen, dann entfällt für ihn die Möglichkeit, 
durch Annahme einer Beschäftigung die 
Sperrfrist ganz oder zum Teil abzugelten 
(§ 93 b Abs. 2 Satz 2 AVAVG). Um diesen 
Nachteil auszugleichen, bestimmt Absatz 2, 
daß die Übungszeit für die Abgeltung von 
Sperrfristen einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigungszeit gleichsteht. Das bedeutet, 
daß jeweils ein Tag der Sperrfrist durch drei 
Tage Eignungsübung abgegolten wird. 

Abs. 3: Nach § 95 Abs. 1 AVAVG ist die 
Anwartschaft auf Arbeitslosenunterstützung 
erfüllt, wenn der Arbeitslose in den letzten 
zwölf Monaten vor der Arbeitslosmeldung 
(Rahmenfrist) wenigstens sechsundzwanzig 
Wochen in einer versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung gestanden hat. Diese Vorschrift 
könnte sich nachteilig besonders für diejeni- 
gen Übungsteilnehmer auswirken, die im 
Zeitpunkt der Einberufung nicht versichert 
waren und bei denen eine Anrechnung der 
Übungszeit als Zeit versicherungspflichtiger 
Beschäftigung daher nicht in Betracht 
kommt. Absatz 3 Satz 1 gleicht diesen Nach- 
teil dadurch aus, daß die Übungszeit, die 
nicht zur Erfüllung einer Anwartschaft die- 
nen kann, nicht in die Rahmenfrist einge- 
rechnet und damit den in § 95 Abs. 2 
A V A V G auf gef ührten Erweiterungszeiten 
gleichgestellt wird. Die gleiche Regelung ist 
für die Übungszeiten getroffen, die zusam- 
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men mit anderen versidierungspflichtigen 
Beschäftigungszeiten für die Erfüllung einer 
Anwartschaft nicht ausreichen. 

Bei Anwendung des Absatzes 3 Satz 1 ver- 
längert sich die Rahmenfrist bei Einrechnung 
einer Übungsdauer von vier Monaten auf 
sechzehn Monate, sofern nicht noch weitere 
Erweiterungszeiten zu berücksichtigen sind. 
Bei Einrechnung 4er Üburigszeit neben ande- 
ren Erweiterungszeiten kann sich die Rah- 
menfrist bis zu zwei Jahren verlängern. Eine 
Überschreitung dieser Grenze ist nicht vor- 
gesehen, weil dies zu einer nicht gerechtfer- 
tigten Besserstellung der Übungsteilnehmer 
gegenüber anderen Versicherten führen 
würde (Absatz 3 Satz 2). 

Abs. 4: Nach § 105 Abs. 1 Satz 1 AVAVG 
wird die Höhe der Arbeitslosenunterstüt- 
zung nach dem tatsächlichen Arbeitsentgelt 
bemessen, das der Arbeitslose in den letzten 
dreizehn Wochen versicherungspflichtiger 
Beschäftigung vor seiner Arbeitslosmeldung 
durchschnittlich bezogen hat. In diesen Zeit- 
raum von dreizehn Wochen sollen Zeiten der 
Teilnahme an der Eignungsübung auch dann 
nicht eingerechnet werden, wenn sie nach 
Absatz 1 als Zeiten versicherungspflichtiger 
Beschäftigung, zu behandeln sind. Denn die 
Bezüge, die der Übungsteilnehmer von den 
Streitkräften erhält, können nicht als „tat- 
sächliches Arbeitsentgelt“ im Sinne des § 105 
Abs. 1 Satz 1 AVAVG angesehen werden. 
Sie müssen aber auch deswegen als Bemes- 
sungsgrundlage für die Arbeitslosenunter- 
stützung außer Betracht bleiben, weil bei 
ihnen jeder Zusammenhang mit der Arbeits- 
losenversicherung fehlt. Die Vorschrift des 
Satzes 1 kann sich dahin auswirken, daß für 
die Bemessung der Arbeitslosenunterstützung 
keine dreizehn Wochen versicherungspflich- 
tiger Beschäftigung zur Verfügung stehen. 
Für solche Fälle schreibt Satz 2 vor, daß die 
Arbeitslosenunterstützung nach dem durch- 
schnittlichen Arbeitsentgelt zu bemessen ist, 
daß der Arbeitslose vor seiner Arbeitslosmel- 
dung in diesem kürzeren Zeitraum als drei- 
zehn Wochen bezogen hat. 

Abs. 5 : Ebenso wie bei der Krankenver- 
sicherung den Krankenkassen entstehen auch 
bei der Arbeitslosenversicherung der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung Mehraufwendungen da- 
durch, daß durch die Teilnahme eines Ver- 


sicherten an einer Eignungsübung ein be- 
stehendes Versicherungs Verhältnis nicht be- 
rührt wird (Absatz 1), jedoch Beiträge für 
die Dauer der Übung von dem Versicherten 
und seinem Arbeitgeber nicht entrichtet wer- 
den. Da die Gemeinschaft der Versicherten 
billigerweise nicht mit diesen Mehraufwen- 
dungen belastet werden kann, sollen für die 
Dauer des Fortbestehens der Versicherung 
während der Übung die Beiträge vom Bund 
gezahlt werden. Eine Beitragspflicht des Bun- 
des besteht nur dann nicht, wenn bereits auf 
Grund anderer Vorschriften die Erhebung 
von Beiträgen unterbleibt. Das trifft z. B. 
für die Versicherten der knappschaftlichen 
Rentenversicherung zu, die nach § 16 Abs. 2 
der Verordnung über die Neuregelung der 
Rentenversicherung im Bergbau vom 4. Ok- 
tober 1942 (RGBl. I S. 569) von der Ent- 
richtung von Beiträgen zur Arbeitslosenver- 
sicherung befreit sind. 

Abs. 6: Die Höhe der Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung bemißt sich grundsätzlich nach 
dem Entgelt, das der Bemessung der Ar- 
beitslosenunterstützung zugrunde gelegt 
worden war (§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Bemessung und Höhe der Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung vom 29. März 1951 
— BGBl. I S. 221). Insoweit wirken sich die 
Sonderbestimmungen des Absatzes 4 ohne- 
hin auf die Bemessung der Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung aus. 

In den Fällen des § 1 Abs. 2 des genannten 
Gesetzes wird die Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung nach dem durchschnittlichen Ar- 
beitsentgelt bemessen, das der Arbeitslose in 
den letzten dreizehn Wochen seiner Beschäf- 
tigung bezogen hat. Aus den gleichen Grün- 
den, wie sie zu Absatz 4 Satz 1 dargelegt 
worden sind, sollen auch bei der Bemessung 
der Arbeitslosenfürsorgeunterstützung Zei- 
ten der Teilnahme an der Eignungsübung in 
diesen Zeitraum von dreizehn Wochen nicht 
eingerechnet werden. 

Eine entsprechende Anwendung des Absat- 
zes 4 Satz 2 ist nicht vorgesehen; denn sie 
würde häufig zu unbilligen Ergebnissen füh- 
ren, weil die Arbeitslosenfürsorgeunterstüt- 
zung unter Umständen nach dem Arbeitsent- 
gelt weniger Tage bemessen werden müßte. 
Deshalb soll, wenn für die Bemessung infolge 
entsprechender Anwendung des Absatzes 4 
Satz 1 weniger als dreizehn Wochen zur Ver- 
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fügung stehen, § 1 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Bemessung und Höhe der Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung anwendbar bleiben. 

Zu § 11 

Abs. 1 befaßt sich mit der Geltungsdauer 
des Gesetzes. Da es sich um eine Übergangs- 
regelung handelt, soll das Gesetz nach drei 
Jahren außer Kraft treten. Mit dem Außer- 
krafttreten sollen jedoch die auf Grund die- 


ses Gesetzes bereits entstandenen Rechte und 
Pflichten nicht erlöschen. Zur Klarstellung 
ist dies ausdrücklich hervorgehoben. 

A b s, 2: Das vorliegende Gesetz läßt keinen 
Raum für eine Anwendung der in Absatz 2 
näher bezeichneten etwa noch geltenden 
früheren Vorschriften. Um Zweifel darüber 
auszuschließen, erschien es geboten, dies be- 
sonders zu erwähnen. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1 . 

Der Bundesrat ist der Ansicht, 

1. daß gegen den vorliegenden Entwurf die 
gleichen grundsätzlichen Bedenken be- 
stehen, die der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf des Freiwilligengesetzes geäußert hat; 

2. daß die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes nicht allein schon aus Art. 73 
Nr. 1 GG hergeleitet werden kann, 

daß für die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes heranzuziehen sind Art. 74 Nr. 1, 
11 und 12 GG, für Bundesbedienstete 
Art. 73 Nr. 8 und Art. 98 Abs. 1 GG und 
für Landesbedienstete Art. 75 Nr. 1 und 
Art. 98 Abs. 3 Satz 2 GG, 

daß die Rechtsverhältnisse der Angestell- 
ten und Arbeiter der Länder, Gemeinden 
und der anderen Körperschaften des 
öffentlichen Rechts nicht in § 1, sondern 
in § 7 geregelt werden sollten. 

IL 

1. Die Eingangsworte des Gesetzes sind wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besmlos- 
sen:“. 

Begründung 

Die in § 6 Abs. 2 vorgesehenen Regelun- 
gen müssen auch Regelungen des Verfah- 
rens ider landeseigenen Verwaltung ent- 
halten, um sinnvoll vollziehbar zu sein. 
Die Rechtsverordnungen, zu deren Erlaß 
§ 6 Abs. 2 ermächtigt, bedürfen also der 
Zustimmung des Bundesrates. 

Gesetze, die Ermächtigungen enthalten, 
das Verwaltungsverfahren der landeseige- 
nen Verwaltung zu regeln, bedürfen aber 
auch ihrerseits der Zustimmung des Bun- 
desrates. 


2. § 1 Abs. 1 Satz 1 

Der zweite Halbsatz ist wie folgt neu zu 
fassen: 

„so ruht das Arbeitsverhältnis während 
der für die Eignungsübung vorgesehe- 
nen Zeit bis zur Dauer von vier Monaten.“ 

Begründung 

Nach der Fassung der Regierungsvorlage 
muß der Arbeitgeber bei vorzeitiger Ent- 
lassung des Arbeitnehmers aus der Übung 
die Lohnzahlung wiederaufnehmen, wenn 
er eine für die vorgesehene viermonatige 
Übungsdauer eingestellte Ersatzkraft zu 
vergüten hat. Dies soll durch die Ände- 
rung vermieden werden. 

3. In § 1 Abs, 1 Satz 2 sind nach dem Wort 

„Arbeitgeber“ idie Worte einzufügen: 
„von der Einberufungsbehörde“. 

Begründung 

Es soll klargestellt werden, daß idle Mit- 
teilung an den Arbeitgeber, welche die 
4-Wodien-Frist in Lauf setzt, durch die 
Einberufungsbehörde erfolgt. Die Begrün- 
dung der Regierungsvorlage ist mißver- 
ständlich; sie erwecht den Eindruck, als 
oib nur an eine Mitteilung durch den Ar- 
beitnehmer gedacht sei. 

4. In § 1 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Auf Antrag des Arbeitgebers kann 
die Einberufung unter billiger Abwägung 
der Interessen der Beteiligten verschoben 
werden.“ 

Begründung 

Für die Einstellung einer Ersatzkraft, 
vornehmlich für eine besondere Fach- 
kraft, ohne die der Betrieb nicht ord- 
nungsgemäß arbeiten kann, wird die 
Schutzfrist des § 1 in manchen Fällen zu 
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kurz sein. Es besteht auch die Möglich- 
keit, daß der Arbeitnehmer sich im Inter- 
esse des Arbeitgebers mit einer Verschie- 
bung einverstanden erklärt. 

5. Der Bundesrat ersucht die Bundesregie- 
rung, durch den Erlaß von besonderen 
Vorschriften oder Verwaltungsanweisun- 
gen dafür Sorge zu tragen, daß vor der 
Einberufung des Freiwilligen zur Eig- 
nungsübung Einwendungen des Arbeit- 
gebers berücksichtigt werden, wenn durch 
die Einberufung die Weiterführung des 
Betriebes gefährdet wird. 

6. § 1 wird durch folgenden Absatz 4 er- 
gänzt: 

„(4) Die Eignungsübung beginnt mit 
dem Tage der Hinreise und endet mit 
dem Tage der Rückreise.“ 

Begründung 

Es erscheint notwendig, den Zeitraum der 
Übung im Gesetz ausdrücklich festzu- 
legen, um über den Beginn und das Ende 
der Übungszeit keine Zweifel aufkom- 
men zu lassen. 

7. Der Bundesrat ersucht die Bundesregie- 
rung zu prüfen, ob die Fassung des § 1 
ausreicht, um sicherzustellen, daß eine 
Eignungsübung, die ohne rechtzeitige Be- 
nachrichtigung des Arbeitgebers beginnt, 
die Schutzwirkungen des Gesetzes nicht 
auslöst. 

8. § 2 Abs. 2 Satz 3 erhält folgenden Wort- 
laut: 

„Kündigt der Arbeitgeber binnen drei 
Monaten, nachdem er von der Meldung 
des Arbeitnehmers bei den Streitkräften 
zur Teilnahme an einer Eignungsübung 
Kenntnis erhalten hat oder innerhalb von 
drei Monaten im Anschluß an die Eig- 
nungsübung, so wird vermutet, . . .“ (wei- 
ter wie bisher). 

Begründung 

Es wird häufig Vorkommen, daß der 
Zeitraum zwischen Meldung des Arbeit- 
nehmers und seiner Einberufung zu der 
Übung sehr groß ist. In diesen Fällen 
kann dem Arbeitgeber nicht zugemutet 
werden, für jede Kündigung erst den 
schwierigen Beweis zu führen, daß die 
Kündigung nicht aus Anlaß der Meldung 
des Arbeitnehmers zu der Übung ausge- 


sprochen worden ist. Weiterhin erschei- 
nen die berechtigten Interessen der Ar- 
beitnehmer hinlänglich gewahrt, wenn 
die Erschwerung der Beweislast nur für 
einen Zeitraum von drei Monaten vorge- 
sehen wird. 

9. In § 2 Abs. 2 Satz 3 wird nach dem Wort 
„ausgesprochen“ eingefügt: 

„und, sofern aus dringenden betrieblichen 
Erfordernissen Entlassungen erfolgen, bei 
der Auswahl des Arbeitnehmers seine 
Teilnahme an einer Eignungsübung zu 
seinen Ungunsten berücksichtigt“ 

Begründung 

Diese Ergänzung ist erforderlich, weil der 
Arbeitgeber die nach dem Regierungs- 
entwurf ausgesprochene Vermutung nach 
ihrem Wortlaut widerlegen würde, wenn 
er den ihm ohnehin obliegenden Beweis 
erbringt, daß Entlassungen durch drin- 
gende betriebliche Erfordernisse bedingt 
sind, während bei dem Arbeitnehmer die 
Beweislast nach § 1 Abs. 3 letzter Satz 
des Kündigungsschutzgesetzes darüber 
bleibt, daß bei der Auswahl soziale Ge- 
sichtspunkte nicht oder nicht ausreichend 
berücksichtigt worden sind. Damit würde 
im Ergebnis auch der Nachweis bei dem 
Arbeitnehmer liegen, daß der Arbeitge- 
ber sich bei der Auswahl von der Erwä- 
gung habe leiten lassen, der Arbeitneh- 
mer werde ohnehin In Kürze endgültig 
aus dem Betriebe ausscheiden. 

10. Der Bundesrat sieht sich nicht in der 
Lage, zu § 5 — Vorschriften für Han- 
delsvertreter — abschließend Stellung zu 
nehmen. Er ersucht die Bundesregierung, 
die in § 5 geregelten Fragen erneut zu 
prüfen und gegebenenfalls im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren um eine entspre- 
chende Änderung des § 5 bemüht zu 
sein. 

11. § 6 Abs. 1 und 2 werden wie folgt zu- 
sammengefaßt: 

„Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates Rechtsverordnun- 
gen erlassen, um zu vermelden, daß den 
Freiwilligen aus der Teilnahme an einer 
Eignungsübung Nachteile hinsichtlich des 
Urlaubs, der zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung, der betrieb- 
lichen Penslons- und Urlaubskassen, der 
Zulagen und sonstigen Rechte, die sich 
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aussdiließlidi aus der Dauer der Zugehö- 
>rigkeit zum Beruf, zum Betrieb oder zur 
Verwaltung oder aus der Dauer des Ver- 
tragsverhältnisses ergeben, erwadisen/^ 

Begründung 

Es wird für bedenklich gehalten, die Bun- 
desregierung zur Ausführung des unbe- 
stimmt gefaßten § 6 Abs. 1 zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen in dem in § 6 
Abs. 2 vorgesehenen weiten Umfang zu 
ermächtigen. 

12. Nach § 6 wird folgender neuer § 6 a ein- 
gefügt: 

» § 6 a 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 4 und 6 
gelten auch für Lehr- und Ausbildungs- 
verhältnisse.“ 

Begründung 

Für Lehr- und Ausbildungsverhältnisse 
müssen die gleichen Schutzbestimmungen 
gelten wie für Arbeitsverhältnisse. 

13. § 7 wird wie folgt neu gefaßt: 

. § 7 

Vorschriften für Beamte und Richter 

(1) Ein Beamter oder Richter, der zu 
einer Eignungsübung einberufen wird, ist 
für die Dauer der Eignungsübung beur- 
laubt. § 1 Abs, 1 Satz 2 und Abs. 2 gilt 
sinngemäß. 

(2) Der Beamte oder Richter darf aus 
Anlaß der Teilnahme an einer Eignungs- 
übung entlassen werden. § 2 Abs. 2 Satz 2 
gilt sinngemäß. 

(3) Bleibt der Beamte oder Richter im 
Anschluß an die Eignungsübung als frei- 
williger Soldat in den Streitkräften, so Ist 
er mit Ablauf der Eignungsübung aus sei- 
nem bisherigen Dienstverhältnis entlas- 
sen. § 3 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß.“ 

Begründung 

Die Neufassung ist erforderlich, weil es 
zweifelhaft erscheint, ob sich die Bestim- 
mungen des § 7 in seiner bisherigen Fas- 
sung noch Innerhalb der durch Art. 75 
Nr. 1 GG gezogenen Schranken halten. 

14. § 8 erhält folgende Fassung: 

4 s 

Gesetzliche Krankenversicherung 

(1) Die Teilnahme an einer Eignungs- 
übung berührt eine bestehende Versiche- 


rung bei einer gesetzlichen Krankenkasse 
oder Ersatzkrankenkasse nicht, jedoch 
ruht für die Zeit der Teilnahme die Ver- 
sichertenkrankenhilfe. 

(2) Für die Berechnung des Beitrages, 
des Sterbegeldes und von Barleistungen 
der Familienhilfe ist der letzte Grund- 
lohn bzw. die letzte Beitragsklasse des 
Versicherten vor Beginn der Eignungs- 
übung maßgebend. 

(3) Bei Arbeitnehmern hat der Arbeit- 
geber, bei Arbeitslosen hat das Arbeits- 
amt Beginn und Ende der Eignungs- 
übung der zuständigen Krankenkasse 
binnen drei Tagen zu melden. Freiwillig 
Versicherte haben diese Meldung inner- 
halb der gleichen Frist selbst zu erstatten. 

(4) Für die Zeiten der Teilnahme an 
der Eignungsübung einschließlich der 
Fiin- und Rückreisetage zahlt der Bund 
die Beiträge nach dem um ein Drittel 
gekürzten Beitragssatz der Kasse. Die 
Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates Rechtsver- 
ordnungeii zur Durchführung der Bei- 
tragszahlung zu erlassen.“ 

Begründung 
Zu Abs. 1 

Es erscheint geboten, ausdrücklich fest- 
zustellen, daß eine bestehende Versiche- 
rung nicht berührt wird, wie dies auch 
in § 10 des Entwurfs geschieht. Dies ent- 
spricht außerdem der Fassung des frühe- 
ren § 209 b RVO, der sich ebenfalls auf 
zu Übungen einberufene Mitglieder be- 
zog. 

Zu Abs. 2 

Die Bezugnahme auf die letzte Beitrags- 
klasse des Versicherten ist notwendig im 
Flinblick auf freiwillige Mitglieder von 
Ersatzkrankenkassen, deren Beiträge 
nicht nach einem Grundlohn, sondern 
nach Beitragsklassen berechnet werden. 

Zu Abs. 3 

Es erscheint zweckmäßig, die Meldefrist 
an die auch für sonstige Meldungen zu 
den Krankenkassen vorgeschriebenen 
Fristen (§317 RVO) anzupassen. 

Zu Abs. 4 

Es erscheint zweckmäßig, ausdrücklich 
festzustellen, daß die Zeit der Teilnahme 
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an der Eignungsübung auch die Hin- und 
Rückreisetage umfaßt. 

Es erscheint ferner geboten, eine gesetz- 
liche Ermächtigung zur Regelung der 
näheren Einzelheiten für die Zahlung der 
Beiträge durch den Bund zu geben, wie 
dies auch ln anderen Gesetzen (z. B. Mut- 
terschutzgesetz — § 14) geschehen ist. 

15. In § 9 Abs. 2 sind die Worte „in dieser 
Zeit“ durch die Worte „für diese Zeit“ zu 
ersetzen. 

Begründung 
Redaktionelle Änderung. 

16. In § 9 ist Abs. 3 zu streichen. 
Begründung 

Nach § 2 des Gesetzes über die Höher- 
versicherung in den Rentenversicherun- 
gen der Arbeiter und der Angestellten 
vom 14. März 1951 (BGBl. I S. 188) darf 
der Höherversicherungsbeitrag nicht für 
sich allein, sondern nur in Verbindung 
mit einem Pflicht- oder freiwilligen Bei- 
trag entrichtet werden. Diese Regelung 
geht auf den in § 1389 RVO und § 170 a 
AVG festgelegten Grundsatz zurück, wo- 
nach die Versicherung ln einer höheren 
Klasse erlaubt ist. Ein Anlaß, den Grund- 
satz des § 2 a. a. O. in vorliegendem Ge- 
setz zu durchbrechen, besteht nicht. Es 
steht jedem Versicherten der gesetzlichen 
Rentenversicherungen, der an einer Eig- 
nungsübung teilnimmt, frei, für die vor 
Aufnahme der Eignungsübung zurück- 
gelegte Versicherungszeit Höherversiche- 
rungsbeiträge im Rahmen der Frist des 
§ 1442 Abs. 1 RVO (§ 190 AVG) nach- 
zuentrichten und hinsichtlich der Höhe 
der Höherversicherungsbeiträge die Klas- 


sen I bis XII (ln der Angestelltenversiche- 
rung monatlich bis zu 90 DM, in der 
Invalidenversicherung wöchentlich bis zu 
20 DM) zu wählen. Eine Notwendig- 
keit, für die Teilnehmer an den Eig- 
nungsübungen eine Höherversicherung 
besonderer Art einzurichten, besteht 
nicht. 

17. In § 10 Abs. 5 sind nach dem Wort „Bei- 
träge“ die Worte „ ... ln der Höhe, in 
der diese im Zeitpunkt der Einberufung 
gezahlt wurden, . . .“ einzufügen. 

Ferner ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates das 
Verfahren der Beitragszahlung zu 
regeln.“ 

Begründung 

Obwohl aus dem Wortlaut des § 10 
Abs. 1 des Gesetzentwurfes angenommen 
werden kann, daß die Beiträge zur Ar- 
beitslosenversicherung vom Bunde für 
die Zeit der Eignungsübung In der Höhe 
übernommen werden sollen, in der sie 
im Zeitpunkt der Einberufung entrichtet 
wurden, erscheint die Erweiterung im 
Interesse einer zweifelsfreien Klarstellung 
geboten. Die Ergänzung des Absatzes 5 
erscheint notwendig, weil das verwal- 
tungsmäßige Verfahren der Beitragszah- 
lung besonders geregelt werden sollte. 

18. In § 11 Abs, 1 zweiter Halbsatz ist der 
letzte Satzteil zu streichen. 

Begründung 

Es handelt sich nur um eine Wieder- 
holung eines ohnehin gültigen Rechts- 
grundsatzes. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Empfeh- 
lungen und Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

I. 

2u Nr. 1 (Grundsätzliche Bedenken) 

Wegen der geäußerten grundsätzlichen Beden- 
ken darf auf die am 27. Juni 1955 vor dem 
Bundestag abgegebene Regierungserklärung 
verwiesen werden. 

2u Nr. 2 (Gesetzgebungskompetenz) 

Die Bundesregierung vermag sich der Ansicht 
des Bundesrates nicht anzuschließen. 

Begründung 

Nadä Art. 73 Nr. 1 GG hat der Bund die 
ausschließliche Gesetzgebung über die Vertei- 
digung. Die Aufstellung des Stammpersonals 
für die künftigen Streitkräfte ist eine Ange- 
legenheit der Verteidigung. Die Aufstellung 
läßt sich nur verwirklichen, wenn sich ehema- 
lige gediente Soldaten als Freiwillige zur Ver- 
fügung stellen. 

Diese Freiwilligen müssen aus ihren bisherigen 
Arbeits- oder Dienstverhältnissen herausgelöst 
werden. Da eine endgültige Übernahme in die 
Streitkräfte ohne vorherige Probezeit bei den 
Streitkräften nidät möglldi ist, ist es unerläß- 
lich, Bestimmungen darüber zu treffen, in wel- 
cher Weise sich diese Probezeit bei den Streit- 
kräften — also die 2eit der Eignungsübung — 
auf die Arbeits- oder Dienstverhältnisse der 
Übungsteilnehmer auswirken soll. 

Die Vorschriften hierüber sind daher Ihrem 
Gegenstand nach Vorschriften über die Vertei- 
digung und fallen damit gemäß Art. 73 Nr. 1 
GG in die ausschließliche Gesetzgebungskom- 
petenz des Bundes. Insbesondere stellen sie, 
soweit sie Regelungen für Freiwillige enthal- 
ten, die Arbeitnehmer bei Landesbehörden 
usw. sind, keine Vorschriften im Sinne des 
Art. 75 Nr. 1 GG dar. Es besteht hiernach 
kein Anlaß, die Bestimmungen für Arbeit- 
nehmer bei den Ländern usw. nicht In § 1, 
sondern In § 7 zu regeln. 


II. 

2u Nr. 1 (2ustimmungsbedürftigkeit) 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für 
zustimmungsbedürftig. 

Begründung 

Der Auffassung des Bundesrates kann schon 
deshalb nicht zugestimmt werden, weil die in 
§ 6 vorgesehenen Rechtsverordnungen keine 
Bestimmungen über das Verwaltungsverfah- 
ren von Landesbehörden enthalten werden. 
Auch ohne derartige Vorschriften wird die 
Verordnung sinpvoll vollziehbar sein. 

Zu Nr. 2 (§ 1 Abs. 1 Satz 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Geteilt wird die Auffassung des Bundesrates, 
daß dem Arbeitgeber, der eine Ersatzkraft 
eingestellt hat, bei vorzeitiger Entlassung 
eines Übungsteilnehmers eine doppelte Lohn- 
zahlung nicht zugemutet werden kann. Eine 
Änderung der Regierungsvorlage ist deswegen 
aber nicht erforderlich. Der Arbeitgeber kann 
die Gefahr einer doppelten Lohnzahlung da- 
durch abwenden, daß er die Ersatzkraft als 
Aushilfe bis zur Dauer von 4 Monaten ein- 
stellt. Er Ist dann bei vorzeitiger Rückkehr 
des Arbeitnehmers in der Lage, das Arbeits- 
verhältnis mit der Ersatzkraft kurzfristig zu 
lösen. In den Fällen — und sie werden die 
Regel bilden — , in denen der Arbeitgeber 
keine Ersatzkraft eingestellt hat, liegt es in 
seinem Interesse, wenn der Arbeitnehmer bei 
vorzeltieem Ende der Eignungsübung sofort 
in den Betrieb zurückkehrt. 

2u Nr. 3 (§ 1 Abs. 1 Satz 2) 

Dem Änderungsvorschlag wird grundsätzlich 
zugestimmt. Es wird jedoch vorgeschlagen, 
daß Satz 2 erster Halbsatz — zugleich im 
Hinblick auf die Empfehlung zu Nr. 7 — 
folgende Fassung erhält: < 

„Die Eignungsübung darf für den Arbeit- 
nehmer nicht vor Ablauf von vier Wochen 
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nadi dem Tage beginnen, an dem er oder 
die Streitkräfte dem Arbeitgeber den 
Übungsbeginn mitgeteilt haben;“ 

Begründung 

In Anpassung an § 3 erscheint es zweckmäßig, 
statt „Einberufungsbehörde“ den Begriff 
„Streitkräfte“ zu verwenden. Gleichzeitig soll 
im Gesetz selbst klargestellt werden, daß auch 
durch Mitteilung des Arbeitnehmers an den 
Arbeitgeber die Frist in Lauf gesetzt wird. 

Zu Nr. 4 (§ 1 Abs. 3) 

Der vorgeschlagenen Ergänzung kann nicht 
zugestimmt werden. 

Begründung 

Die Im Entwurf vorgesehene 4-Wochen-Frist 
ist eine Mindestfrist. Sie wird nur in 
Ausnahmefällen praktisch werden. In der 
Regel wird der Arbeitgeber 6 bis 8 Wochen 
vor Beginn der Eignungsübung von der 
Einberufung des Arbeitnehmers Kenntnis 
erhalten. Diese Frist dürfte ausreichend sein, 
eine Ersatzkraft zu besdiaffen. 

Außerdem werden die Streitkräfte bei Einbe- 
rufung von Facharbeitern oder Spezialkräften 
auf die Interessen des Arbeitgebers Rücksicht 
nehmen. Alle Bearbeiter, die mit der Einstel- 
lung von Freiwilligen zu tun haben, werden 
durch den Bundesminister für Verteidigung 
angewiesen werden, Übungsteilnehmer vor- 
übergehend zurückzustellen, wenn der Arbeit- 
geber triftige Gründe darlegt, die eine Reraus- 
lösung des Arbeitnehmers aus dem Betrieb zu 
dem vorgesehenen Zeitpunkt als nicht tragbar 
erscheinen lassen. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß auf diesem Wege eine ver- 
nünftige und allen Beteiligten gerecht wer- 
dende Handhabung des Gesetzes gewährleistet 
ist. Eine Regelung dieser Frage im Gesetz 
selbst wird nicht für notwendig gehalten. 
Außerdem würde eine gesetzliche Festlegung 
in der vorgeschlagenen Form zu Zweifelsfra- 
gen und vermeidbaren Rechtsstreitigkeiten 
führen. 

Zu Nr. 5 

Dem Ersuchen wird entsprochen werden. Auf 
die Ausführungen zu Nr. 4 wird hingewiesen. 

Zu Nr. 6 (§ 1 Abs. 4) 

Dem Ergänzungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 


Begründung 

Eine ausdrüddiche gesetzliche Regelung dieser 
Frage erscheint entbehrlich. Es wird als selbst- 
verständlich angesehen, daß die notwendige 
Zeit zur Hin- und Rückreise der Teilnehmer 
in die Übungszeit fällt. 

Zu Nr. 7 

Dem Ersuchen ist durch die Stellungnahme zu 
Nr. 3 Rechnung getragen. 

Zu Nr. 8 (§ 2 Abs. 2 Satz 3) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß die Vermutungsfrist jeweils 
6 Monate beträgt. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Frist von 3 Monaten er- 
scheint zu kurz, da zwischen Bewerbung und 
Einberufung des Arbeitnehmers in der Regel 
eine wesentlich längere Frist als 6 Monate 
liegen wird. Ferner liegt es nahe, daß der 
Arbeitgeber im Anschluß an die Eignungs- 
übung auch nach Ablauf von 3 Monaten die 
Teilnahme eines Arbeitnehmers an einer Eig- 
nungsübung zum Anlaß für eine Kündigung 
nehmen könnte. Deshalb sollte die Ver- 
mutungsfrist von 6 Monaten beibehalten 
werden. 

Zu Nr. 9 (§ 2 Abs. 2 Satz 3) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 10 

Dem Ersuchen wird Im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren Rechnung getragen werden. 

Zu Nr. 11 (§ 6) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Inhalt und Ausmaß der Ermächtigung sind 
ausreichend konkretisiert; denn die der Rechts- 
verordnung vorbehaltenen Regelungen wer- 
den in Abs. 2 im einzelnen aufgezählt. Der 
Zweck der zu treffenden Regelungen ergibt 
sich unmittelbar aus Abs. 1. Die vom Bundes- 
rat geäußerten Bedenken, daß der Umfang 
der Ermächtigung nicht klar genug begrenzt 
sei, werden daher nicht geteilt. 

Zu Nr. 12 (§ 6 a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung stimmt sachlich mit der 
Auffassung des Bundesrates überein, daß auch 
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für Lehr- und Ausbildungsverhältnisse die 
Schutzbestimmungen des Gesetzes gelten müs- 
sen. Der Entwurf geht davon aus, daß diese 
Rechtslage auch ohne ausdrückliche Nennung 
der Lehrverhältnisse besteht, sei es, daß man 
Lehrverhältnisse als Arbeitsverhältnisse an- 
sieht oder sie wie Arbeitsverhältnisse behan- 
delt. Durch ausdrückliche Erwähnung der 
Lehrverhältnisse würde man zu erkennen 
geben, daß man Lehrverhältnisse nicht ohne- 
hin als Arbeitsverhältnisse ansieht. Es er- 
scheint jedoch untunlich, in diesem Gesetz ab- 
weichend von der bisherigen Übung des Ge- 
setzgebers die Streitfrage über die Rechtsnatur 
der Lehrverhältnisse zu entscheiden. 

Zu Nr. 13 (§ 7) 

Dem Vorschlag kann aus den zu Abschnitt I 
Nr. 2 dargelegten Gründen nicht zugestimmt 
werden. 

Zu Nr. 14 

a) Zu § 8 Abs. 1 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, 

b) Zu § 8 Abs. 2 bis 4 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Begründung 
Zu Abs. 2 

Die vorgeschlagene Ergänzung ist entbehrlich. 
Aus den §§ 180 Abs. 4, 313, 313 a RVO er- 
gibt sich, daß auch die Beiträge der freiwillig 
Versicherten bei den Ersatzkassen nach einem 
Grundlohn berechnet werden, der als Ober- 
begriff die Beitragsiklassen mitumfaßt. 

Zu Abs. 3 

Eine Übernahme der in § 317 RVO getroffe- 
nen Regelung scheidet aus, weil sie praktisch 
nicht durchführbar wäre. Nach § 3 des Ent- 
wurfs sind die Streitkräfte verpflichtet, dem 
Arbeitgeber das Ende der Eignungsübung „un- 
verzüglidi‘‘ mitzuteilen. Diese Mitteilung 
wird den Arbeitgeber nicht in allen Fällen 
innerhalb von 3 Tagen nach dem Ende der 
Eignungsübung erreichen, so daß der Arbeit- 
geber nicht in der Lage wäre, die Meldung 
fristgemäß an die zuständige Krankenkasse 
weiterzugeben. 

Auch für die Arbeitsämter wäre eine Frist 
von 3 Tagen zu kurz; denn es ist keineswegs 
sicher, daß alle Arbeitslosen ihr zuständiges 
Arbeitsamt vom Beginn und Ende der Eig- 
nungsübung so frühzeitig in Kenntnis setzen, 


daß die 3-Tages-FrIst eingehalten werden 
könnte. 

Zu Abs. 4 

Satz 1 : Wegen der vorgeschlagenen Ergänzung 
des Satzes 1 darf auf die Begründung zu Nr. 6 
verwiesen werden. 

Satz 2: Die Bundesregierung teilt die Auffas- 
sung des Bundesrates, daß die näheren Einzel- 
heiten der Beitragszahlung durch den Bund 
zweckmäßigerweise durch Rechtsverordnung 
geregelt werden. Eine Ermächtigungsvorschrift 
in diesem Gesetz ist jedoch entbehrlich, da 
diese Rechtsverordnung auf Grund des § 393 b 
RVO erlassen werden kann. 

Zu Nr. 15 (§ 9 Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 16 (§ 9 Abs. 3) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 17 

a) Zu § 10 Abs. 5 Satz 1 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zu- 
gestimmt, daß Abs. 5 in Anpassung an § 8 
Abs. 2 folgende Fassung erhält: 

„Für Zeiten der Teilnahme an der 
Eignungsübung zahlt der Bund die 
Beiträge in der Fiöhe, in der sie zu- 
letzt vor Beginn der Eignungsübung 
gezahlt wurden, . . 

b) Zu § 10 Abs. 5 Satz 2 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Eine besondere Ermächtigungsvorschrift für 
die Regelung der Beitragszahlung zur Arbeits- 
losenversicherung ist nicht erforderlich. Nach 
§ 2 der Verordnung über die Einziehung der 
Beiträge zur Reichsanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung vom 9. Fe- 
bruar 1938 (RGBl. I S. 182) in Verbindung 
mit § 145 Abs. 1 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung sind 
die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zu- 
sammen mit den Beiträgen zur Krankenver- 
sicherung zu zahlen. Auf die Begründung zu 
Nr. 14 (§ 8 Abs. 4 Satz 2) wird hingewiesen. 

Zu Nr. 18 (§ 11 Abs. 1) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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